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RefE  KJSG 05.10.2020 Gesetzentwurf KJSG 02.12.2020 
………..  Streichungen            ………. Änderungen/Ergänzungen 
„§ 4a 
Selbstvertretung 
(1) Selbstorganisierte Zusammenschlüsse 
nach diesem Buch sind solche, die 
sich die Unterstützung, Begleitung und 
Förderung von Adressatinnen und 
Adressaten 
der Kinder- und Jugendhilfe zum Ziel gesetzt 
haben, sowie Selbsthilfekontaktstellen. 
Sie umfassen Selbstvertretungen sowohl 
innerhalb von Einrichtungen und Institutionen 
als auch das gesellschaftliche Engagement 
zur Vertretung eigener Interessen sowie 
die verschiedenen Formen der Selbsthilfe. 

„§ 4a  
Selbstorganisierte Zusammenschlüsse zur 
Selbstvertretung  
(1) Selbstorganisierte Zusammenschlüsse 
nach diesem Buch sind solche, in denen sich 
nicht in berufsständige Organisationen der 
Kinder- und Jugendhilfe eingebundene 
Personen, insbesondere 
Leistungsberechtigte und 
Leistungsempfänger nach diesem Buch 
sowie ehrenamtlich in der Kinder- und 
Jugendhilfe tätige Personen nicht  
nur vorübergehend mit dem Ziel 
zusammenschließen, Adressatinnen und 
Adressaten der Kinder- und Jugendhilfe zu 
unterstützen, zu begleiten und zu fördern, 
sowie Selbst-hilfekontaktstellen. Sie 
umfassen Selbstvertretungen sowohl 
innerhalb von Einrichtungen und Institutionen 
als auch im Rahmen gesellschaftlichen 
Engagements zur Wahrnehmung eigener 
Interessen sowie die verschiedenen Formen 
der Selbsthilfe.  

 
(2) Die öffentliche und freie Jugendhilfe 
arbeitet mit den selbstorganisierten 
Zusammenschlüssen 
zusammen insbesondere zur Lösung von 
Problemen des Gemeinwesens 
oder innerhalb von Einrichtungen zur 
Beteiligung in diese betreffenden 
Angelegenheiten. 

(2) Die öffentliche Jugendhilfe arbeitet mit 
den selbstorganisierten Zusammen-
schlüssen zusammen, insbesondere zur 
Lösung von Problemen im Gemeinwesen 
oder innerhalb von Einrichtungen zur 
Beteiligung in diese betreffenden 
Angelegenheiten, und wirkt auf eine 
partnerschaftliche Zusammenarbeit mit 
diesen innerhalb der freien Jugendhilfe hin.  
 

  
§ 7 wird wie folgt geändert: a) Nach Absatz 1 
wird folgender Absatz 2 eingefügt:  
 
 
„(2) Kinder, Jugendliche, junge Volljährige 
und junge Menschen mit Behinderungen im 
Sinne dieses Buches sind Menschen, die 
körperliche, seelische, geistige oder 
Sinnesbeeinträchtigungen haben, die sie in 
Wechselwirkung mit einstellungs- und 
umweltbedingten Barrieren an der 
gleichberechtigten Teilhabe an der Gesell-
schaft mit hoher Wahrscheinlichkeit länger 
als sechs Monate hindern können. Eine 
Beeinträchtigung nach Satz 1 liegt vor, wenn 
der Körper- und Gesundheitszustand von 
dem für das Lebensalter typischen Zustand 
abweicht. Kinder, Jugendliche, junge 
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Volljährige und junge Menschen sind von 
Behinderung bedroht, wenn eine 
Beeinträchtigung nach Satz 1 zu erwarten 
ist.“  
b) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden die 
Absätze 3 bis 5.  
 

§ 8a wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
„Soweit der wirksame Schutz dieses Kindes 
oder dieses Jugendlichen nicht in 
Frage gestellt wird, hat das Jugendamt die 
Erziehungsberechtigten sowie das Kind 
oder den Jugendlichen in die 
Gefährdungseinschätzung einzubeziehen 
und, sofern dies nach fachlicher 
Einschätzung erforderlich ist, 
1. sich dabei einen unmittelbaren Eindruck 
von dem Kind und von seiner persönlichen 
Umgebung zu verschaffen sowie 
2. Personen, die gemäß § 4 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 des Gesetzes zur Kooperation 
und Information im Kinderschutz dem 
Jugendamt Daten übermittelt 
haben, in geeigneter Weise an der 
Gefährdungseinschätzung zu beteiligen.“ 

§ 8a wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
„Soweit der wirksame Schutz dieses Kindes 
oder dieses Jugendlichen nicht in 
Frage gestellt wird, hat das Jugendamt die 
Erziehungsberechtigten sowie das Kind 
oder den Jugendlichen in die 
Gefährdungseinschätzung einzubeziehen 
und, sofern dies nach fachlicher 
Einschätzung erforderlich ist, 
1. sich dabei einen unmittelbaren Eindruck 
von dem Kind und von seiner persönlichen 
Umgebung zu verschaffen sowie 
2. Personen, die gemäß § 4 Absatz 1 Satz 1 
des Gesetzes zur Kooperation und 
Information im Kinderschutz dem Jugendamt 
Daten übermittelt haben, in geeigneter Weise 
an der Gefährdungseinschätzung zu 
beteiligen.“ 

§ 8a Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
„In den Vereinbarungen sind die Kriterien für 
die Qualifikation der beratend 
hinzuzuziehenden insoweit erfahrenen 
Fachkraft zu regeln, die insbesondere 
auch den spezifischen Schutzbedürfnissen 
von Kindern und Jugendlichen mit 
Behinderungen Rechnung tragen.“ 
 
Folgender Satz 3 wird angefügt: 
„Daneben ist in die Vereinbarungen 
insbesondere die Verpflichtung 
aufzunehmen, 
dass die Fachkräfte der Träger bei den 
Erziehungsberechtigten auf die 
Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn 
sie diese für erforderlich halten, 
und das Jugendamt informieren, falls die 
Gefährdung nicht anders abgewendet 
werden kann.“ 

§ 8a  
In Absatz 4 wird Satz 2 durch folgende Sätze 
ersetzt; „In den Vereinbarungen sind die 
Kriterien für die Qualifikation der beratend 
hinzuzuziehenden insoweit erfahrenen 
Fachkraft zu regeln, die insbesondere auch 
den spezifischen Schutzbedürfnissen von 
Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen 
Rechnung tragen. Daneben ist in die 
Vereinbarungen insbesondere die 
Verpflichtung aufzunehmen, dass die 
Fachkräfte der Träger bei den 
Erziehungsberechtigten auf die 
Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn 
sie diese für erforderlich halten, und das 
Jugendamt informieren, falls die Gefährdung 
nicht anders abgewendet werden kann.“ 

§ 9 wird wie folgt geändert: 
a) In Nummer 3 wird der Punkt am Ende 
durch ein Komma ersetzt. 
b) Folgende Nummer 4 wird angefügt: 
„4. die gleichberechtigte Teilhabe von jungen 
Menschen mit und ohne Behinderungen 
umzusetzen und vorhandene Barrieren 
abzubauen.“ 

§ 9 wird wie folgt geändert: a) In der 
Überschrift werden die Wörter „Mädchen und 
Jungen“ durch die Wörter „jungen Menschen“ 
ersetzt.  
Nummer 3 wird wie folgt gefasst:  
„3. die unterschiedlichen Lebenslagen von 
jungen Menschen zu berücksichtigen, 
Benachteiligungen abzubauen und die 
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Gleichberechtigung der Geschlechter zu 
fördern,“.  
Folgende Nummer 4 wird angefügt:  
„4. die gleichberechtigte Teilhabe von jungen 
Menschen mit und ohne Behinderungen 
umzusetzen und vorhandene Barrieren 
abzubauen.“ 

„§ 9a 
Ombudsstellen 
Durch Errichtung einer zentralen 
Ombudsstelle oder einer damit 
vergleichbaren Stelle wird in den Ländern 
sichergestellt, dass sich junge Menschen und 
ihre Familien zur allgemeinen Beratung sowie 
Vermittlung und Klärung von Konflikten im 
Zusammenhang mit Aufgaben der Kinder- 
und Jugendhilfe nach § 2 und deren 
Wahrnehmung durch die öffentliche und freie 
Jugendhilfe an ihrem Bedarf entsprechend 
vorgehaltene regionale Ombudsstellen oder 
vergleichbare Strukturen wenden können. 
Zentrale und regionale Ombudsstellen oder 
vergleichbare Strukturen arbeiten 
unabhängig und sind fachlich nicht 
weisungsgebunden. § 17 Absatz 1 bis Absatz 
2a des Ersten Buches gilt entsprechend.“ 

„§ 9a  
Ombudsstellen  
In den Ländern wird sichergestellt, dass sich 
junge Menschen und ihre Familien zur 
Beratung sowie Vermittlung und Klärung von 
Konflikten im Zusammenhang mit Aufgaben 
der Kinder- und Jugendhilfe nach § 2 und 
deren Wahrnehmung durch die öffentliche 
und freie Jugendhilfe an eine Ombudsstellen 
wenden können. Die hierzu dem Bedarf von 
jungen Menschen und ihren Familien 
entsprechend errichteten Ombudsstellen 
arbeiten unabhängig und sind fachlich nicht 
weisungsgebunden. § 17 Ab-satz 1 bis 
Absatz 2a des Ersten Buches gilt für die 
Beratung sowie die Vermittlung und Klärung 
von Konflikten durch die Ombudsstellen 
entsprechend. Das Nähere regelt das 
Landesrecht.“ 

 § 10 
Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.  
 

„§ 10a Beratung 
(1) Junge Menschen, Mütter, Väter, 
Personensorge- und Erziehungsberechtigte, 
die leistungsberechtigt sind oder Leistungen 
nach § 2 Absatz 2 erhalten sollen, werden 
in einer für sie wahrnehmbaren Form, auf 
ihren Wunsch auch im Beisein einer Person 
ihres Vertrauens, beraten. 
… 

„§ 10a Beratung  
(1) Zur Wahrnehmung ihrer Rechte nach 
diesem Buch werden junge Menschen, 
Mütter, Väter, Personensorge- und 
Erziehungsberechtigte, die 
leistungsberechtigt sind oder Leistungen 
nach § 2 Absatz 2 erhalten sollen, in einer für 
sie wahrnehmbaren Form, auf ihren Wunsch 
auch im Beisein einer Person ihres 
Vertrauens, beraten.  
… 

„§ 10b Verfahrenslotse zur Vermittlung von 
Eingliederungshilfeleistung 
(1) Junge Menschen, die Leistungen der 
Eingliederungshilfe wegen einer Behinderung 
oder wegen einer drohenden Behinderung 
geltend machen oder bei denen solche 
Leistungsansprüche in Betracht kommen, 
sowie ihre Mütter, Väter, Personensorge- 
und Erziehungsberechtigten haben bei der 
Antragstellung, Verfolgung und 
Entgegennahme dieser Leistungen Anspruch 
auf Unterstützung und Begleitung durch 
einen Verfahrenslotsen. Der Verfahrenslotse 
soll die Leistungsberechtigten bei der 
Verwirklichung von Ansprüchen auf 

„§ 10b Verfahrenslotse  
(1) Junge Menschen, die Leistungen der 
Eingliederungshilfe wegen einer Behinderung 
oder wegen einer drohenden Behinderung 
geltend machen oder bei denen solche 
Leistungsansprüche in Betracht kommen, 
sowie ihre Mütter, Väter, Personensorge- und 
Erziehungsberechtigten haben bei der 
Antragstellung, Verfolgung und Wahrnehmung 
dieser Leistungen Anspruch auf Unterstützung 
und Begleitung durch einen Verfahrenslotsen. 
Der Verfahrenslotse soll die 
Leistungsberechtigten bei der Verwirklichung 
von Ansprüchen auf Leistungen der 
Eingliederungshilfe unabhängig unterstützen 
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Leistungen der Eingliederungshilfe 
unabhängig unterstützen sowie auf die 
Inanspruchnahme von Rechten hinwirken. 
Diese Leistung wird durch den örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe erbracht. 
(2) Der Verfahrenslotse unterstützt den 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
bei der Zusammenführung der 
Zuständigkeiten der Leistungen für junge 
Menschen. Hierzu berichtet er insbesondere 
halbjährlich über Erfahrungen mit der 
strukturellen Zusammenarbeit mit anderen 
Stellen und öffentlichen Einrichtungen, 
insbesondere mit Trägern von Leistungen 
nach dem Neunten Buch.“ 

sowie auf die Inanspruchnahme von Rechten 
hinwirken. Diese Leistung wird durch den 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfen 
erbracht.  
(2) Der Verfahrenslotse unterstützt den 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
bei der Zusammenführung der Leistungen 
der Eingliederungshilfe für junge Menschen 
in dessen Zuständigkeit. Hierzu berichtet er 
gegenüber dem örtlichen Träger der  
öffentlichen Jugendhilfe halbjährlich 
insbesondere über Erfahrungen der 
strukturellen Zusammenarbeit mit anderen 
Stellen und öffentlichen Einrichtungen, 
insbesondere mit anderen 
Rehabilitationsträgern.“  
 

§ 16 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
„Diese Leistungen sollen dazu beitragen, 
dass Familien sich die für ihre jeweilige 
Erziehungs- und Familiensituation 
erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten 
insbesondere in Fragen von Erziehung, 
Beziehung und Konfliktbewältigung, von 
Gesundheit, Medienkompetenz, 
Hauswirtschaft sowie der Vereinbarkeit von 
Familie und Erwerbstätigkeit aneignen 
können und in ihren Fähigkeiten zur aktiven 
Teilhabe und Partizipation gestärkt werden.“ 

§ 16 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 Satz 
2 wird wie folgt gefasst:  
„Diese Leistungen sollen 
Erziehungsberechtigte bei der Wahrnehmung 
ihrer Erziehungsverantwortung unterstützen 
und dazu beitragen, dass Familien sich die 
für ihre jeweilige Erziehungs- und 
Familiensituation erforderlichen Kenntnisse 
und Fähigkeiten insbesondere in Fragen von 
Erziehung, Beziehung und 
Konfliktbewältigung, von Gesundheit, 
Medienkompetenz, Hauswirtschaft sowie der 
Vereinbarkeit von Familie und 
Erwerbstätigkeit aneignen können und in 
ihren Fähigkeiten zur aktiven Teilhabe und 
Partizipation gestärkt werden.“ 

§ 22 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
In Nummer 1 werden das Wort „und“ durch 
ein Komma ersetzt und werden 
nach dem Wort „gemeinschaftsfähigen“ die 
Wörter „und selbstbestimmten“ 
eingefügt. 

§ 22 Absatz 2 wird wie folgt geändert:  
In Nummer 1 wird nach dem Wort „einer“ das 
Wort „selbstbestimmten,“ eingefügt.  
 
 

§ 22 Absatz 2 Nr. 3 „Hierzu sollen sie die 
Erziehungsberechtigten einbeziehen und mit 
dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe und 
anderen Personen, Diensten oder 
Einrichtungen, die bei der 
Leistungserbringung für das Kind tätig 
werden, zusammenarbeiten. 
Sofern Kinder mit und ohne Behinderung 
gemeinsam gefördert werden, 
arbeiten sie und der Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe mit anderen beteiligten 
Rehabilitationsträgern zusammen.“ 

§ 22 Absatz 2 Nr. 3 „Hierzu sollen sie die 
Erziehungsberechtigten einbeziehen und mit 
dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe und 
anderen Personen, Diensten oder 
Einrichtungen, die bei der 
Leistungserbringung für das Kind tätig 
werden, zusammenarbeiten. Sofern Kinder 
mit und ohne Behinderung gemeinsam 
gefördert werden, arbeiten die 
Tageseinrichtungen für Kinder und 
Kindertagespflege und der Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe mit anderen 
beteiligten Rehabilitationsträgern 
zusammen.“ 
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 § 35a In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter 
„dieses Buches“ durch die Wörter „dieser 
Vorschrift“ ersetzt  
 

§ 36 
Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 
eingefügt: 
„(3) Werden bei der Durchführung der Hilfe 
andere Personen, Dienste oder 
Einrichtungen tätig, so sind sie oder deren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der 
Aufstellung des Hilfeplans und seiner 
Überprüfung zu beteiligen. Soweit dies zur 
Feststellung des Bedarfs, der zu 
gewährenden Art der Hilfe oder der 
notwendigen Leistungen nach Inhalt, Umfang 
und Dauer erforderlich ist, sollen 
insbesondere auch andere 
Sozialleistungsträger, Rehabilitationsträger 
oder öffentliche Stellen sowie die Schule 
beteiligt werden.“ 

§ 36  
Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 
eingefügt:  
„(3) Werden bei der Durchführung der Hilfe 
andere Personen, Dienste oder 
Einrichtungen tätig, so sind sie oder deren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der 
Aufstellung des Hilfeplans und seiner 
Überprüfung zu beteiligen. Soweit dies zur 
Feststellung des Bedarfs, der zu 
gewährenden Art der Hilfe oder der 
notwendigen Leistungen nach Inhalt, Umfang 
und Dauer erforderlich ist, sollen öffentliche 
Stellen, insbesondere andere 
Sozialleistungsträger, Rehabilitationsträger 
oder die Schule beteiligt werden. Gewährt 
der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
Leistungen zur Teilhabe, sind die 
Vorschriften zum Verfahren bei einer 
Mehrheit von Rehabilitationsträgern nach 
dem Neunten Buch zu beachten.“ 

„(5) Soweit dies zur Feststellung des Bedarfs, 
der zu gewährenden Art der Hilfe oder der 
notwendigen Leistungen nach Inhalt, Umfang 
und Dauer erforderlich ist und dadurch der 
Hilfezweck nicht in Frage gestellt wird, sollen 
Eltern, die nicht personensorgeberechtigt 
sind, an der Aufstellung des Hilfeplans und 
seiner Überprüfung beteiligt werden; die 
Entscheidung, ob, wie und in welchem 
Umfang deren Beteiligung erfolgt, soll im 
Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte unter 
Berücksichtigung der Interessen des Kindes 
oder Jugendlichen sowie der 
Willensäußerung des 
Personensorgeberechtigten getroffen 
werden.“ 

„(5) Soweit dies zur Feststellung des Bedarfs, 
der zu gewährenden Art der Hilfe oder der 
notwendigen Leistungen nach Inhalt, Umfang 
und Dauer erforderlich ist und dadurch der 
Hilfezweck nicht in Frage gestellt wird, sollen 
Eltern, die nicht personensorgeberechtigt 
sind, an der Aufstellung des Hilfeplans und 
seiner Überprüfung beteiligt werden; die 
Entscheidung, ob, wie und in welchem 
Umfang deren Beteiligung erfolgt, soll im 
Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte unter 
Berücksichtigung der Willensäußerung und 
der Interessen des Kindes oder Jugendlichen 
sowie der Willensäußerung des 
Personensorgeberechtigten getroffen 
werden.“ 

„§ 36b Zusammenarbeit beim 
Zuständigkeitsübergang 
(1) Zur Sicherstellung von Kontinuität und 
Bedarfsgerechtigkeit der 
Leistungsgewährung 
ist der Träger der öffentlichen Jugendhilfe im 
Falle eines Zuständigkeitsübergangs 
auf andere Sozialleistungsträger dafür 
verantwortlich, dass die anderen 
Sozialleistungsträger 
rechtzeitig in die Hilfeplanung eingebunden 
werden. Ergebnisse einer 
Teilhabeplanung sind zu berücksichtigen. 

„§ 36b Zusammenarbeit beim 
Zuständigkeitsübergang  
(1) Zur Sicherstellung von Kontinuität und 
Bedarfsgerechtigkeit der 
Leistungsgewährung sind von den 
zuständigen öffentlichen Stellen, 
insbesondere von Sozialleistungsträgern 
oder Rehabilitationsträgern rechtzeitig im 
Rahmen des Hilfeplans Vereinbarungen zur 
Durchführung des Zuständigkeitsübergangs 
zu treffen. Im Rahmen der Beratungen zum 
Zuständigkeitsübergang prüfen der Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe und die andere 
öffentliche Stelle, insbesondere der andere 
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(2) Im Rahmen des Hilfeplans sollen von den 
zuständigen Sozialleistungsträgern 
Vereinbarungen zur Durchführung des 
Zuständigkeitsübergangs getroffen werden. 
(3) Bei einem Zuständigkeitsübergang auf 
den Träger der Eingliederungshilfe gilt 
Absatz 1 mit der Maßgabe, dass dieser ein 
Jahr vor dem voraussichtlichen 
Zuständigkeitsübergang 
in die Hilfeplanung eingebunden wird und 
spätestens sechs Monate vor 
dem voraussichtlichen 
Zuständigkeitsübergang eine gemeinsame 
Konferenz zur Übergangsplanung 
durchzuführen ist. Ergebnisse einer 
Teilhabeplanung sind zu berücksichtigen. 
Im Rahmen der Übergangsplanung prüfen 
der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
und der Träger der Eingliederungshilfe 
gemeinsam, welche Leistung nach 
dem Zuständigkeitsübergang dem Bedarf des 
jungen Menschen entspricht. Die Ergebnisse 
der Übergangsplanung werden in den 
Gesamtplan nach § 121 des Neunten Buches 
aufgenommen.“ 

Sozialleistungsträger oder 
Rehabilitationsträger gemeinsam, welche 
Leistung nach dem Zuständigkeitsübergang 
dem Bedarf des jungen Menschen entspricht.  
(2) Abweichend von Absatz 1 werden bei 
einem Zuständigkeitsübergang vom Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe auf einen Träger 
der Eingliederungshilfe rechtzeitig im 
Rahmen eines Teilhabeplanverfahrens nach 
§ 19 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 
die Voraussetzungen für die Sicherstellung 
einer nahtlosen und bedarfsgerechten 
Leistungsgewährung nach dem 
Zuständigkeitsübergang geklärt. Die 
Teilhabeplanung ist frühzeitig, in der Regel 
sechs Monate vor dem voraussichtlichen 
Zuständigkeitswechsel, vom Träger der 
Jugendhilfe einzuleiten. Der Einbezug ist im 
Sinne von § 15 Absatz 2 Satz 1 des Neunten 
Buches vorzunehmen. Stellt der beteiligte 
Träger der Eingliederungshilfe fest, dass 
seine Zuständigkeit sowie die 
Leistungsberechtigung absehbar gegeben 
sind, soll er die Teilhabeplanung nach § 19 
Absatz 5 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuchs vom Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe übernehmen und das 
Gesamtplanverfahren nach den §§ 21, 117 
des Neunten Buches durchführen. Mit 
Zustimmung des Leistungsberechtigten oder 
ihrer Personensorgeberechtigten kann zur 
Sicherung des nahtlosen Übergangs eine 
Teilhabeplankonferenz nach § 20 des 
Neunten Buches durchgeführt werden.“  
 

„§ 37 Beratung und Unterstützung der Eltern, 
Zusammenarbeit bei Hilfen außerhalb der 
eigenen Familie 
(1) Werden Hilfen nach den §§ 32 bis 34 und 
35a Absatz 2 Nummer 3 und 4 gewährt, 
haben die Eltern einen Anspruch auf 
Beratung und Unterstützung sowie Förderung 
der Beziehung zu ihrem Kind. Durch 
Beratung und Unterstützung sollen die 
Entwicklungs-, Teilhabe- oder 
Erziehungsbedingungen in der 
Herkunftsfamilie innerhalb eines im Hinblick 
auf die Entwicklung des Kindes oder 
Jugendlichen vertretbaren Zeitraums so weit 
verbessert werden, dass sie das Kind oder 
den Jugendlichen wieder 
selbst erziehen kann. Ist eine nachhaltige 
Verbesserung der Entwicklungs-Teilhabe- 
oder Erziehungsbedingungen in der 
Herkunftsfamilie innerhalb dieses Zeitraums 

„§ 37 Beratung und Unterstützung der Eltern, 
Zusammenarbeit bei Hilfen außerhalb der 
eigenen Familie  
(1) Werden Hilfen nach den §§ 32 bis 34 und 
35a Absatz 2 Nummer 3 und 4 gewährt, 
haben die Eltern einen Anspruch auf 
Beratung und Unterstützung sowie Förderung 
der Beziehung zu ihrem Kind. Durch 
Beratung und Unterstützung sollen die 
Entwicklungs-, Teilhabe- oder 
Erziehungsbedingungen in der 
Herkunftsfamilie innerhalb eines im Hinblick 
auf die Entwicklung des Kindes oder 
Jugendlichen vertretbaren Zeitraums so weit 
verbessert werden, dass sie das Kind oder 
den Jugendlichen wieder selbst erziehen 
kann. Ist eine nachhaltige Verbesserung der 
Entwicklungs-Teilhabe- oder 
Erziehungsbedingungen in der 
Herkunftsfamilie innerhalb dieses Zeitraums 



 

7 
 

nicht erreichbar, so dient die Beratung und 
Unterstützung der Eltern der Erarbeitung und 
Sicherung einer anderen, dem Wohl des 
Kindes oder Jugendlichen förderlichen und 
auf Dauer angelegten Lebensperspektive. 

nicht erreichbar, so dienen die Beratung und 
Unterstützung der Eltern sowie die Förderung 
ihrer Beziehung zum Kind der Erarbeitung 
und Sicherung einer anderen, dem Wohl des 
indes oder Jugendlichen förderlichen und auf 
Dauer angelegten Lebensperspektive. 
 
 

(3) Sofern der Inhaber der Personensorge 
durch eine Erklärung nach § 1688 Absatz 
3 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs die 
Vertretungsmacht der Pflegeperson 
so weit einschränkt, dass die Einschränkung 
eine dem Wohl des Kindes oder des 
Jugendlichen förderliche Entwicklung nicht 
mehr ermöglicht, sollen die Beteiligten das 
Jugendamt einschalten. Auch bei sonstigen 
Meinungsverschiedenheiten zwischen 
ihnen sollen die Beteiligten das Jugendamt 
einschalten 

(3) Sofern der Inhaber der elterlichen Sorge 
durch eine Erklärung nach § 1688  
Absatz 3 Satz 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs die Entscheidungsbefugnisse 
der Pflegeperson so weit einschränkt, dass 
die Einschränkung eine dem Wohl des 
Kindes oder des Jugendlichen förderliche 
Entwicklung nicht mehr ermöglicht, sollen die 
Beteiligten das Jugendamt einschalten. Auch 
bei sonstigen Meinungsverschiedenheiten 
zwischen ihnen sollen die Beteiligten das 
Jugendamt einschalten.  
 

§ 37 c 
(3) Bei der Auswahl der Einrichtung oder der 
Pflegestelle sind der 
Personensorgeberechtigte und das Kind oder 
der Jugendliche oder bei Hilfen nach § 41 der 
junge Volljährige zu beteiligen. Der Wahl und 
den Wünschen des Leistungsberechtigten ist 
zu entsprechen, sofern sie nicht mit 
unverhältnismäßigen Mehrkosten verbunden 
sind. Wünschen die in Satz 1 genannten 
Personen die Erbringung einer in § 78a 
genannten Leistung in einer Einrichtung, mit 
deren Träger keine Vereinbarungen nach § 
78b bestehen, so soll der Wahl nur 
entsprochen werden, wenn die Erbringung 
der Leistung in dieser Einrichtung nach 
Maßgabe des Hilfeplans geboten ist. 

§ 37c  
(3) Bei der Auswahl der Einrichtung oder der 
Pflegeperson sind der 
Personensorgeberechtigte und das Kind oder 
der Jugendliche oder bei Hilfen nach § 41 der 
junge Volljährige zu beteiligen. Der Wahl und 
den Wünschen des Leistungsberechtigten ist 
zu entsprechen, sofern sie nicht mit 
unverhältnismäßigen Mehrkosten verbunden 
sind. Wünschen die in Satz 1 genannten 
Personen die Erbringung einer in § 78a 
genannten Leistung in einer Einrichtung, mit 
deren Träger keine Vereinbarungen nach § 
78b bestehen, so soll der Wahl nur 
entsprochen werden, wenn die Erbringung 
der Leistung in dieser Einrichtung nach 
Maßgabe des Hilfeplans geboten ist. Bei der 
Auswahl einer Pflegeperson, die ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb des 
Bereichs des örtlich zuständigen Trägers hat, 
soll der örtliche Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe beteiligt werden, in dessen 
Bereich die Pflegeperson ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat.  
 

§ 38 Zulässigkeit von Auslandsmaßnahmen 
(1) Hilfen nach diesem Abschnitt sind in der 
Regel im Inland zu erbringen. Sie dürfen nur 
dann im Ausland erbracht werden, wenn dies 
nach Maßgabe der Hilfeplanung zur 
Erreichung des Hilfezieles im Einzelfall 
erforderlich ist und 
1. im Anwendungsbereich der Verordnung 
(EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. 

§ 38 Zulässigkeit von Auslandsmaßnahmen  
(1) Hilfen nach diesem Abschnitt sind in der 
Regel im Inland zu erbringen. Sie dürfen nur 
dann im Ausland erbracht werden, wenn dies 
nach Maßgabe der Hilfeplanung zur 
Erreichung des Hilfezieles im Einzelfall 
erforderlich ist und die aufenthaltsrechtlichen 
Vorschriften des aufnehmenden Staates 
sowie  



 

8 
 

November 2003 über die Zuständigkeit und 
die Anerkennung und Vollstreckung 
von Entscheidungen in Ehesachen und in 
Verfahren betreffend die elterliche 
Verantwortung und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 die 
Voraussetzungen des Artikels 56 und 
2. im Anwendungsbereich des Haager 
Übereinkommens vom 19. Oktober 1996 
über die Zuständigkeit, das anzuwendende 
Recht, die Anerkennung, Vollstreckung und 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
elterlichen Verantwortung und der 
Maßnahmen zum Schutz von Kindern die 
Voraussetzungen des Artikels 33 erfüllt sind. 
 
(2) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
soll vor der Entscheidung über die 
Gewährung einer Hilfe, die ganz oder 
teilweise im Ausland erbracht wird, 
1. zur Feststellung einer seelischen Störung 
mit Krankheitswert die Stellungnahme 
einer in § 35a Absatz 1a Satz 1 genannten 
Person einholen, 
2. sicherstellen, dass der Leistungserbringer 
a) über eine Betriebserlaubnis nach § 45 für 
eine Einrichtung im Inland verfügt, 
in der Hilfe zur Erziehung erbracht wird, 
b) Gewähr dafür bietet, dass er die 
Rechtsvorschriften des Aufenthaltsstaates 
einhält und mit den Behörden des 
Aufenthaltslandes sowie den deutschen 
Vertretungen im Ausland zusammenarbeitet, 
c) mit der Erbringung der Hilfen nur 
Fachkräfte nach § 72 Absatz 1 betraut, 
d) über die Qualität der Maßnahme eine 
Vereinbarung abschließt; dabei sind die 
fachlichen Handlungsleitlinien des 
überörtlichen Trägers anzuwenden. 
e) Ereignisse oder Entwicklungen, die 
geeignet sind, das Wohl des Kindes oder 
Jugendlichen zu beeinträchtigen dem Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe unverzüglich 
anzeigt und 
3. die Eignung der mit der 
Leistungserbringung zu betrauenden 
Einrichtung oder Person 
an Ort und Stelle überprüfen. 
(3) Überprüfung und Fortschreibung des 
Hilfeplans sollen nach Maßgabe von § 
36 Absatz2 Satz 2 am Ort der 
Leistungserbringung unter Beteiligung des 
Kindes oder des Jugendlichen erfolgen. 
Unabhängig von der Überprüfung und 
Fortschreibung des Hilfeplans nach Satz 1 

1. im Anwendungsbereich der Verordnung 
(EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. 
November 2003 über die Zuständigkeit und 
die Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen in Ehesachen und in 
Verfahren betreffend die elterliche 
Verantwortung und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 die Voraus-
setzungen des Artikels 56 oder  
2. im Anwendungsbereich des Haager 
Übereinkommens vom 19. Oktober 1996 
über die Zuständigkeit, das anzuwendende 
Recht, die Anerkennung, Vollstreckung und 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
elterlichen Verantwortung und der 
Maßnahmen zum Schutz von Kindern die 
Voraussetzungen des Artikels 33 erfüllt sind.  
 
(2) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
soll vor der Entscheidung über die 
Gewährung einer Hilfe, die ganz oder 
teilweise im Ausland erbracht wird,  
1. zur Feststellung einer seelischen Störung 
mit Krankheitswert die Stellungnahme einer 
in § 35a Absatz 1a Satz 1 genannten Person 
einholen,  
2. sicherstellen, dass der Leistungserbringer 
a) über eine Betriebserlaubnis nach § 45 für 
eine Einrichtung im Inland verfügt, in der Hilfe 
zur Erziehung erbracht wird,  
b) Gewähr dafür bietet, dass er die 
Rechtsvorschriften des aufnehmenden 
Staates einschließlich des Aufenthaltsrechts 
einhält, insbesondere vor Beginn der 
Leistungserbringung die in Absatz 1 Satz 2 
genannten Maßgaben erfüllt, und mit den 
Behörden des aufnehmenden Staates sowie 
den deutschen Vertretungen im Ausland 
zusammenarbeitet,  
c) mit der Erbringung der Hilfen nur 
Fachkräfte nach § 72 Absatz 1 betraut,  
d) über die Qualität der Maßnahme eine 
Vereinbarung abschließt; dabei sind die 
fachlichen Handlungsleitlinien des 
überörtlichen Trägers anzuwenden,  
e) Ereignisse oder Entwicklungen, die 
geeignet sind, das Wohl des Kindes oder 
Jugendlichen zu beeinträchtigen, dem Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe unverzüglich 
anzeigt und  
3. die Eignung der mit der 
Leistungserbringung zu betrauenden 
Einrichtung oder Person an Ort und Stelle 
überprüfen.  
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soll der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
nach den Erfordernissen im Einzelfall an Ort 
und Stelle überprüfen, ob die Anforderungen 
nach Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe b und c 
sowie Nummer 4 weiter erfüllt sind. 
 
(4) Besteht die Erfüllung der Anforderungen 
nach Absatz 2 Nummer 3 oder die 
Eignung der mit der Leistungserbringung 
betrauten Einrichtung oder Person nicht 
weiter fort, so soll die Leistungserbringung im 
Ausland unverzüglich beendet werden. 
 
(5) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
hat der erlaubniserteilenden Behörde 
unverzüglich 
1. den Beginn und das geplante Ende der 
Leistungserbringung im Ausland unter 
Angabe von Namen und Anschrift des 
Leistungserbringers, des Aufenthaltsorts des 
Kindes oder Jugendlichen sowie der Namen 
und beruflichen Ausbildung der mit 
der Erbringung der Hilfe betrauten 
Fachkräfte, 
2. im Anwendungsbereich 
a) der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des 
Rates vom 27. November 2003 über 
die Zuständigkeit und die Anerkennung und 
Vollstreckung von Entscheidungen 
in Ehesachen und in Verfahren betreffend die 
elterliche Verantwortung 
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 
1347/2000 die Angaben zur Erfüllung 
der Maßgaben des Artikels 56, 
b) des Haager Übereinkommens vom 19. 
Oktober 1996 über die Zuständigkeit, 
das anzuwendende Recht, die Anerkennung, 
Vollstreckung und Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der elterlichen Verantwortung 
und der Maßnahmen zum 
Schutz von Kindern die Angaben zur 
Erfüllung der Maßgaben des Artikels 33, 
3. Änderungen der in Nummer 1 
bezeichneten Angaben sowie 
4. die bevorstehende Beendigung der 
Leistungserbringung im Ausland 
zu melden. Die erlaubniserteilende Behörde 
wirkt auf die unverzügliche Beendigung 
der Leistungserbringung im Ausland hin, 
wenn sich aus den Angaben nach Satz 1 
ergibt, dass die an die Leistungserbringung 
im Ausland gestellten gesetzlichen 
Anforderungen nicht erfüllt sind.“ 

(3) Überprüfung und Fortschreibung des 
Hilfeplans sollen nach Maßgabe von § 36 
Absatz 2 Satz 2 am Ort der 
Leistungserbringung unter Beteiligung des 
Kindes oder des Jugendlichen erfolgen. 
Unabhängig von der Überprüfung und 
Fortschreibung des Hilfeplans nach Satz 1 
soll der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
nach den Erfordernissen im Einzelfall an Ort 
und Stelle überprüfen, ob die Anforderungen 
nach Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b und c 
sowie Nummer 3 weiter erfüllt sind.  
(4) Besteht die Erfüllung der Anforderungen 
nach Absatz 2 Nummer 2 oder die Eignung 
der mit der Leistungserbringung betrauten 
Einrichtung oder Person nicht fort, soll die 
Leistungserbringung im Ausland unverzüglich 
beendet werden.  
(5) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
hat der erlaubniserteilenden Behörde 
unverzüglich  
1. den Beginn und das geplante Ende der 
Leistungserbringung im Ausland unter An-
gabe von Namen und Anschrift des 
Leistungserbringers, des Aufenthaltsorts des 
Kindes oder Jugendlichen sowie der Namen 
der mit der Erbringung der Hilfe be-trauten 
Fachkräfte,  
2. Änderungen der in Nummer 1 
bezeichneten Angaben sowie  
3. die bevorstehende Beendigung der 
Leistungserbringung im Ausland zu melden 
sowie  
4. einen Nachweis zur Erfüllung der 
aufenthaltsrechtlichen Vorschriften des 
aufnehmenden Staates und im 
Anwendungsbereich a) der Verordnung (EG) 
Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. November 
2003 über die Zuständigkeit und die 
Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen in Ehesachen und in 
Verfahren betreffend die elterliche 
Verantwortung und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 zur Erfüllung 
der Maßgaben des Artikels 56,  
b) des Haager Übereinkommens vom 19. 
Oktober 1996 über die Zuständigkeit, das 
anzuwendende Recht, die Anerkennung, 
Vollstreckung und Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der elterlichen Verantwortung und der 
Maßnahmen zum Schutz von Kindern zur 
Erfüllung der Maßgaben des Artikels 33, zu 
übermitteln. Die erlaubniserteilende Behörde 
wirkt auf die unverzügliche Beendigung der 
Leistungserbringung im Ausland hin, wenn 
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sich aus den Angaben nach Satz 1 ergibt, 
dass die an die Leistungserbringung im 
Ausland gestellten gesetzlichen An-
forderungen nicht erfüllt sind.“ 

§ 41 wird wie folgt geändert: 
a) In der Überschrift werden das Komma und 
das Wort „Nachbetreuung“ gestrichen. 
b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:  
„(1) Junge Volljährige erhalten geeignete und 
notwendige Hilfe nach diesem Abschnitt, 
wenn und solange ihre 
Persönlichkeitsentwicklung eine 
eigenverantwortliche, selbständige und 
selbstbestimmte Lebensführung nicht 
gewährleistet. Die Hilfe wird in der Regel nur 
bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres 
gewährt; in begründeten Einzelfällen soll sie 
für einen begrenzten Zeitraum darüber 
hinaus fortgesetzt werden. Eine Beendigung 
der Hilfe schließt die erneute Gewährung 
oder Fortsetzung einer Hilfe nach Maßgabe 
von Satz 1 und 2 nicht aus.“ 

§ 41 wird wie folgt geändert:  
a) In der Überschrift werden das Komma und 
das Wort „Nachbetreuung“ gestrichen.  
b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:  
„(1) Junge Volljährige erhalten geeignete und 
notwendige Hilfe nach diesem Abschnitt, 
wenn und solange ihre 
Persönlichkeitsentwicklung eine 
selbstbestimmte, eigenverantwortliche und 
selbständige Lebensführung nicht 
gewährleistet. Die Hilfe wird in der Regel nur 
bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres 
gewährt; in begründeten Einzelfällen soll sie 
für einen begrenzten Zeitraum darüber 
hinaus fortgesetzt werden. Eine Beendigung 
der Hilfe schließt die erneute Gewährung 
oder Fortsetzung einer Hilfe nach Maßgabe 
von Satz 1 und 2 nicht aus.“ 

Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
„(3) Wird eine Hilfe nach dieser Vorschrift 
nicht fortgesetzt oder beendet, gilt § 
36b Absatz 1 und 2 entsprechend mit der 
Maßgabe, dass andere Sozialleistungsträger 
ab einem Jahr vor dem voraussichtlichen 
Zuständigkeitsübergang in die Hilfeplanung 
eingebunden werden und spätestens sechs 
Monate vor dem voraussichtlichen 
Zuständigkeitsübergang eine gemeinsame 
Konferenz zur Übergangsplanung 
durchzuführen ist. Im Rahmen der 
Übergangsplanung prüfen der Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe und die anderen 
Sozialleistungsträger gemeinsam, 
welche Leistung nach dem 
Zuständigkeitsübergang dem Bedarf des 
jungen Menschenentspricht. Die Ergebnisse 
der Übergangsplanung werden der 
Hilfegewährung nach 
Zuständigkeitsübergang zugrunde gelegt.“ 

Absatz 3 wird wie folgt gefasst:  
„(3) Soll eine Hilfe nach dieser Vorschrift 
nicht fortgesetzt oder beendet werden, prüft 
der Träger der öffentlichen Jugendhilfe ab 
einem Jahr vor dem hierfür im Hilfeplan 
vorgesehenen Zeitpunkt, ob im Hinblick auf 
den Bedarf des jungen Menschen ein 
Zuständigkeitsübergang auf andere 
Sozialleistungsträger in Betracht kommt; § 
36b gilt entsprechend.“ 

„§ 41a Nachbetreuung 
(1) Junge Volljährige werden innerhalb eines 
angemessenen Zeitraums nach Beendigung 
der Hilfe bei der Verselbständigung im 
notwendigen Umfang beraten und 
unterstützt. 

„§ 41a Nachbetreuung  
(1) Junge Volljährige werden innerhalb eines 
angemessenen Zeitraums nach Beendigung 
der Hilfe bei der Verselbständigung im 
notwendigen Umfang und in einer für sie 
wahrnehmbaren Form beraten und 
unterstützt.  
 

§ 42 wird wie folgt geändert: a) In Absatz 2 
Satz 1 werden nach dem Wort 
„Inobhutnahme“ die Wörter „in einer 

§ 42 wird wie folgt geändert: a) In Absatz 2 
Satz 1 werden nach den Wörtern „während 
der Inobhutnahme“ die Wörter „unverzüglich 
das Kind oder den Jugendlichen umfassend 
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wahrnehmbaren Form unverzüglich das Kind 
oder den Jugendlichen umfassend 
über diese Maßnahme aufzuklären,“ 
eingefügt. 

und in einer wahrnehmbaren Form über 
diese Maßnahme aufzuklären,“ eingefügt.  
 
 
 

§ 45 
„(7) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen oder 
zu widerrufen, wenn das Wohl der 
Kinder oder der Jugendlichen in der 
Einrichtung gefährdet und der Träger nicht 
bereit oder nicht in der Lage ist, die 
Gefährdung abzuwenden. Sie kann 
zurückgenommen werden, wenn die 
Voraussetzungen für eine Erteilung nach 
Absatz 2 nicht oder nicht mehr vorliegen. Die 
Vorschriften zum Widerruf nach § 47 Absatz 
1 Nummer 2 und Absatz 3 des Zehnten 
Buches bleiben unberührt. Widerspruch und 
Anfechtungsklage gegen die Rücknahme 
oder den Widerruf der Erlaubnis haben keine 
aufschiebende Wirkung.“ 

§ 45 
„(7) Die Erlaubnis ist aufzuheben, wenn das 
Wohl der Kinder oder der Jugendlichen in der 
Einrichtung gefährdet und der Träger nicht 
bereit oder nicht in der Lage ist, die 
Gefährdung abzuwenden. Sie kann 
aufgehoben werden, wenn die 
Voraussetzungen für eine Erteilung nach 
Absatz 2 nicht oder nicht mehr vorliegen. Die 
Vorschriften zum Widerruf nach § 47 Absatz 
1 Nummer 2 und Absatz 3 des Zehnten 
Buches bleiben unberührt. Widerspruch und 
Anfechtungsklage gegen die Rücknahme 
oder den Widerruf der Erlaubnis haben keine 
aufschiebende Wirkung.“ 

§ 45a 
Einrichtung 
Eine Einrichtung ist eine auf gewisse Dauer 
angelegte förmliche Verbindung 
ortsgebundener räumlicher, personeller und 
sachlicher Mittel mit dem Zweck der 
ganztägigen oder über einen Teil des Tages 
erfolgenden Unterkunftsgewährung sowie 
Betreuung, Beaufsichtigung, Erziehung, 
Bildung, Ausbildung von Kindern und 
Jugendlichen außerhalb ihrer Familie. 
Familienähnliche Betreuungsformen der 
Unterbringung, bei denen der Bestand der 
Verbindung nicht unabhängig von 
bestimmten Kindern und Jugendlichen, den 
dort tätigen Personen und der Zuordnung 
bestimmter Kinder und Jugendlicher zu 
bestimmten dort tätigen Personen ist, sind 
nur dann Einrichtungen, wenn sie fachlich 
und organisatorisch in eine 
betriebserlaubnispflichtige Einrichtung 
eingebunden sind. Eine fachliche und 
organisatorische Einbindung der 
familienähnlichen Betreuungsform liegt 
insbesondere vor, wenn die 
betriebserlaubnispflichtige Einrichtung 
das Konzept, die fachliche Steuerung der 
Hilfen, die Qualitätssicherung, die Auswahl, 
Überwachung, Weiterbildung und Vertretung 
des Personals sowie die Außenvertretung 
gewährleistet.“ 

„§ 45a  
Einrichtung  
Eine Einrichtung ist eine auf gewisse Dauer 
und unter der Verantwortung eines Trägers 
angelegte förmliche Verbindung 
ortsgebundener räumlicher, personeller und 
sachlicher Mittel mit dem Zweck der 
ganztägigen oder über einen Teil des Tages 
erfolgenden Betreuung oder 
Unterkunftsgewährung sowie 
Beaufsichtigung, Erziehung, Bildung, 
Ausbildung von Kindern und Jugendlichen 
außerhalb ihrer Familie. Familienähnliche 
Betreuungsformen der Unterbringung, bei 
denen der Bestand der Verbindung nicht 
unabhängig von bestimmten Kindern und 
Jugendlichen, den dort tätigen Personen und 
der Zuordnung bestimmter Kinder und 
Jugendlicher zu bestimmten dort tätigen 
Personen ist, sind nur dann Einrichtungen, 
wenn sie fachlich und organisatorisch in eine 
betriebserlaubnispflichtige Einrichtung 
eingebunden sind. Eine fachliche und 
organisatorische Einbindung der 
familienähnlichen Betreuungsform liegt 
insbesondere vor, wenn die 
betriebserlaubnispflichtige Einrichtung das 
Konzept, die fachliche Steuerung der Hilfen, 
die Qualitätssicherung, die Auswahl, 
Überwachung, Weiterbildung und Vertretung 
des Personals sowie die Außenvertretung 
gewährleistet. Landesrecht kann regeln, 
unter welchen Voraussetzungen auch 
familienähnliche Betreuungsformen 
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Einrichtungen sind, die nicht fachlich und 
organisatorisch in eine betriebserlaubnis-
pflichtige Einrichtung eingebunden sind.“ 

 In § 62 Absatz 3 Nummer 2 Buchstabe d 
werden nach dem Wort „oder “die Wörter „die 
Gefährdungsabwendung nach § 4 des 
Gesetzes zur Kooperation und Information im 
Kinderschutz oder“ eingefügt. 

 § 64 wird folgender Absatz 4 angefügt:  
„(4) Erhält ein Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe nach Maßgabe des § 4 Absatz 1 
des Gesetzes zur Kooperation und 
Information im Kinderschutz Informationen 
und Daten, soll er gegenüber der meldenden 
Person ausschließlich mitteilen, ob sich die 
von ihr mitgeteilten gewichtigen 
Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls 
des Kindes oder Jugendlichen bestätigt 
haben und ob das Jugendamt zur 
Abwendung der Gefährdung tätig geworden 
ist und noch tätig ist.“ 

§ 71 wird wie folgt geändert: 
Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 
eingefügt: 
„(2) Dem Jugendhilfeausschuss sollen als 
beratende Mitglieder selbstorganisierte 
Zusammenschlüsse nach § 4a angehören.“ 
Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden die 
Absätze 3 bis 5. 
Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und wie 
folgt gefasst: 
„(6) Das Nähere regelt das Landesrecht. Es 
regelt die Zughörigkeit weiterer beratender 
Mitglieder zum Jugendhilfeausschuss. Es 
kann bestimmen, dass der Leiter der 
Verwaltung der Gebietskörperschaft oder der 
Leiter der Verwaltung des Jugendamts nach 
Absatz 1 Nummer 1 stimmberechtigt ist.“ 

§ 71 wird wie folgt geändert:  
Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 
eingefügt:  
„(2) Dem Jugendhilfeausschuss sollen als 
beratende Mitglieder selbstorganisierte 
Zusammenschlüsse nach § 4a angehören.“  
Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden die 
Absätze 3 und 4.  
Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und wie 
folgt gefasst:  
„Dem Landesjugendhilfeausschuss gehören 
mit zwei Fünfteln des Anteils der Stimmen 
Frauen und Männer an, die auf Vorschlag der 
im Bereich des Landesjugendamts wirkenden 
und anerkannten Träger der freien 
Jugendhilfe von der obersten 
Landesjugendbehörde zu berufen sind. Die 
übrigen Mitglieder werden durch Landesrecht 
bestimmt. Absatz 3 gilt entsprechend.“ 
Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und wie 
folgt gefasst: 
„(6) Das Nähere regelt das Landesrecht. Es 
regelt die Zugehörigkeit weiterer beratender 
Mitglieder zum Jugendhilfeausschuss. Es 
kann bestimmen, dass der Leiter der 
Verwaltung der Gebietskörperschaft oder der 
Leiter der Verwaltung des Jugendamts nach 
Absatz 1 Nummer 1 stimmberechtigt ist.“ 

§ 72a wird wie folgt gefasst: 
In Absatz 1 Satz 1 wird nach der Angabe 
„184i,“ die Angabe „184j,“ eingefügt. 
b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 
„Die Träger der öffentlichen und freien 
Jugendhilfe dürfen von den nach den 

§ 72a wird wie folgt gefasst:  
In Absatz 1 Satz 1 wird nach der Angabe 
„184i,“ die Angabe „184j,“ eingefügt.  
b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:  
„Die Träger der öffentlichen und freien 
Jugendhilfe dürfen von den nach den 
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Absätzen 3 und 4 eingesehenen Daten nur 
folgende Daten speichern: 

Absätzen 3 und 4 eingesehenen Daten nur 
folgende Daten erheben und speichern: 

§ 87a Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
„(1) Für die Erteilung der Pflegeerlaubnis 
nach § 43 sowie für deren Rücknahme und 
Widerruf ist der örtliche Träger zuständig, in 
dessen Bereich die Tagespflegeperson ihre 
Tätigkeit ausübt. Ist die Tagespflegeperson 
im Zuständigkeitsbereich mehrerer örtlicher 
Träger tätig, ist der örtliche Träger zuständig, 
in dessen Bereich die Tagespflegeperson 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Für die 
Erteilung der Pflegeerlaubnis nach § 44 
sowie für deren Rücknahme und Widerruf ist 
der örtliche Träger zuständig, in dessen 
Bereich die Pflegeperson ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat.“ 

§ 87a Absatz 1 wird wie folgt gefasst:  
„(1) Für die Erteilung der Pflegeerlaubnis 
nach § 43 sowie für deren Rücknahme und 
Widerruf ist der örtliche Träger zuständig, in 
dessen Bereich die Kindertagespflegeperson 
ihre Tätigkeit ausübt. Ist die 
Kindertagespflegeperson im 
Zuständigkeitsbereich mehrerer örtlicher 
Träger tätig, ist der örtliche Träger zuständig, 
in dessen Bereich die 
Kindertagespflegeperson ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. Für die Erteilung der 
Pflegeerlaubnis nach § 44 sowie für deren 
Rücknahme und Widerruf ist der örtliche 
Träger zuständig, in dessen Bereich die 
Pflegeperson ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
hat.“ 

§ 99 wird wie folgt geändert: 
Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
Nummer 1 wird wie folgt geändert: 
In Nummer 1 Buchstabe a wird wie folgt 
gefasst: 
„a) Art des Trägers des Hilfe durchführenden 
Dienstes oder der Hilfe 
durchführenden Einrichtung sowie dessen 
Verbandszugehörigkeit,“ 

§ 99 wird wie folgt geändert:  
Absatz 1 wird wie folgt geändert:  
Nummer 1 wird wie folgt geändert: In 
Nummer 1 Buchstabe a wird wie folgt 
gefasst:  
„a) Art des Trägers des Hilfe durchführenden 
Dienstes oder der Hilfe durchführenden 
Einrichtung sowie bei Trägern der freien 
Jugendhilfe deren Verbandszugehörigkeit,“ 

§ 99 wird wie folgt geändert:  
Absatz 1 Nr. 2 
„d) Migrationshintergrund, 

§ 99 wird wie folgt geändert:  
Absatz 1 Nr. 2 
„d) ausländische Herkunft mindestens eines 
Elternteils, 

Nr. 4. für Hilfen außerhalb des Elternhauses 
nach §§ 27 bis 35a und § 41 zusätzlich 
zu den unter den Nummern 1 und 2 
genannten Merkmalen der Schul- und 
Hochschulbesuch sowie das 
Ausbildungsverhältnis.“ 

4. für Hilfen außerhalb des Elternhauses 
nach § 27 Absatz 1, 3 und 4, §§ 29 und 30, 
§§ 32 bis 35a und § 41 zusätzlich zu den 
unter den Nummern 1 und 2 genannten 
Merkmalen der Schulbesuch sowie das 
Ausbildungsverhältnis.“ 

Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 
„1. Art der Maßnahme, Art des Trägers der 
Maßnahme, Form der Unterbringung 
während der Maßnahme, Institution oder 
Personenkreis, die oder der die 
Maßnahme angeregt hat, Dauer der 
Maßnahme, Durchführung aufgrund einer 
vorangegangenen Gefährdungseinschätzung 
nach § 8a Absatz 1, Maßnahmeanlass, 
Art der Beendigung der Maßnahme, 
anschließender Aufenthalt, 
Art der anschließenden Hilfe, im Fall der 
Inobhutnahmen Widerspruch der 
Personensorge- oder 
Erziehungsberechtigten, im Fall des 
Widerspruchs gegen die Inobhutnahme 
Herbeiführung einer Entscheidung des 

Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 
„1. Art der Maßnahme, Art des Trägers der 
Maßnahme, Form der Unterbringung 
während der Maßnahme, hinweisgebende 
Institution oder Person, Dauer der 
Maßnahme, Durchführung aufgrund einer 
vorangegangenen Gefährdungseinschätzung 
nach § 8a Absatz 1, Maßnahmeanlass, 
Widerspruch der Personensorge- oder 
Erziehungsberechtigten gegen die 
Maßnahme, im Fall des Widerspruchs gegen 
die Maßnahme Herbeiführung einer 
Entscheidung des Familiengerichts nach § 42 
Absatz 3 Nummer 2, Grund für die 
Beendigung der Maßnahme, anschließender 
Aufenthalt, Art der anschließenden Hilfe,“. 
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Familiengerichts nach § 42 Absatz 3 Satz 2 
Nummer 2 SGB VIII,“. 
 In Nummer 2 wird das Wort 

„Migrationshintergrund“ durch die Wörter 
„ausländische Herkunft mindestens eines 
Elternteils, Deutsch als in der Familie vor-
rangig gesprochene Sprache,“ ersetzt.  

Absatz 3 Nummer 1 wird wie folgt geändert: 
aa) In Buchstabe b werden das Wort 
„Geburtsjahr“ durch die Wörter „Datum der 
Geburt“ ersetzt und nach dem Wort 
„Adoptionsvermittlungsdienstes“ ein 
Komma und die Wörter „Datum des 
Adoptionsvermittlungsbeschlusses,“ 
eingefügt, 
bb) Nach Buchstabe c wird folgender 
Buchstabe d eingefügt: 
„d) zusätzlich im Fall nationaler Adoptionen 
Datum des Beginns und Endes 
der Adoptionspflege und bei Unterbringung 
vor der Adoptionspflege in 
Pflegefamilien Datum des Beginns und 
Endes dieser Unterbringung insgesamt 
sowie bei Annahme durch die vorherige 
Pflegefamilie Datum des 
Beginns und Endes dieser Unterbringung,“. 

Absatz 3 Nummer 1 wird wie folgt geändert: 
aa) In Buchstabe b werden das Wort 
„Geburtsjahr“ durch das Wort „Geburtsdatum“ 
ersetzt und nach dem Wort 
„Adoptionsvermittlungsdienstes“ ein Komma 
und die Wörter „Datum des 
Adoptionsbeschlusses,“ eingefügt. 
In Buchstabe c werden vor dem Wort 
„Familienstand“ die Wörter „Geschlecht 
und“ eingefügt. 
cc) Nach Buchstabe c wird folgender 
Buchstabe d eingefügt: 
„d) zusätzlich bei der nationalen Adoptionen 
Datum des Beginns und Endes 
der Adoptionspflege und bei Unterbringung 
vor der Adoptionspflege in 
Pflegefamilien Datum des Beginns und 
Endes dieser Unterbringung sowie 
bei Annahme durch die vorherige 
Pflegefamilie Datum des Beginns 
und Endes dieser Unterbringung,“. 

Der bisherige Buchstabe e wird Buchstabe f 
und wie folgt gefasst: 
„f) nach Staatsangehörigkeit der oder des 
Annehmenden, Verwandtschaftsverhältnis 
zu dem Kind sowie Familienstand und 
Geschlecht der annehmenden 
Eltern.“ 

Der bisherige Buchstabe e wird Buchstabe f 
und wie folgt gefasst:  
„f) nach Staatsangehörigkeit, Geschlecht und 
Familienstand der oder des Annehmenden 
sowie Verwandtschaftsverhältnis zu dem 
Kind.“ 

  
Absatz 6 wird wie folgt geändert: 
Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 
„1. nach der die Gefährdungseinschätzung 
anregenden Institution oder Person, der Art 
der Kindeswohlgefährdung, dem Ergebnis 
der Gefährdungseinschätzung 
sowie wiederholte Meldung zu demselben 
Kind innerhalb eines Jahres,“. 

Absatz 6 wird wie folgt geändert: 
Nummer 1 wird wie folgt gefasst:  
„1. nach der hinweisgebenden Institution oder 
Person, der Art der Kindeswohl-gefährdung, 
der Person, von der die Gefährdung ausgeht, 
dem Ergebnis der Gefährdungseinschätzung 
sowie wiederholte Meldung zu demselben 
Kind im jeweiligen Kalenderjahr,“. 

Absatz 6 wird wie folgt geändert: 
 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 
„1. nach der die Gefährdungseinschätzung 
anregenden Institution oder Person, 
der Art der Kindeswohlgefährdung, dem 
Ergebnis der Gefährdungseinschätzung 
sowie wiederholte Meldung zu demselben 
Kind innerhalb 
eines Jahres,“. 
In Nummer 2 wird das Wort „Alter“ durch die 
Wörter „Geburtsmonat, Geburtsjahr“ 

Absatz 6 wird wie folgt geändert:  
Nummer 1 wird wie folgt gefasst:  
„1. nach der hinweisgebenden Institution oder 
Person, der Art der Kindeswohl-gefährdung, 
der Person, von der die Gefährdung ausgeht, 
dem Ergebnis der Gefährdungseinschätzung 
sowie wiederholte Meldung zu demselben 
Kind im jeweiligen Kalenderjahr,“.  
Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 
„2. bei Kindern und Jugendlichen zusätzlich 
zu den in Nummer 1 genannten Merkmalen 
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ersetzt. 
e) Dem Absatz 6b wird folgender Satz 
angefügt: 
„Zusätzlich sind die Fälle nach Geschlecht 
und Alter zu melden, in denen das 
Jugendamt 
insbesondere nach § 8a Absatz 2 Satz 1 oder 
§ 42 Absatz 3 Satz 2 Nummer 
2 das Familiengericht anruft, weil es deren 
Tätigwerden für erforderlich hält.“ 

nach Geschlecht, Geburtsmonat, 
Geburtsjahr, ausländische Herkunft 
mindestens eines Elternteils, Deutsch als in 
der Familie vorrangig gesprochene Sprache 
und Aufenthaltsort des Kindes oder 
Jugendlichen zum Zeitpunkt der Meldung 
sowie den Altersgruppen der Eltern und der 
Inanspruchnahme einer Leistung gemäß den 
§§ 16 bis 19 sowie 27 bis 35a und der 
Durchführung einer Maßnahme nach § 42.“  
 

Dem Absatz 6b wird folgender Satz angefügt: 
„Zusätzlich sind die Fälle nach Geschlecht 
und Alter zu melden, in denen das 
Jugendamt insbesondere nach § 8a Absatz 2 
Satz 1 oder § 42 Absatz 3 Satz 2 Nummer 
2 das Familiengericht anruft, weil es deren 
Tätigwerden für erforderlich hält.“ 

Absatz 6b wird wie folgt geändert: Das Wort 
„Alter“ wird durch das Wort „Altersgruppen“ 
ersetzt.  
Folgender Satz wird angefügt: 
„Zusätzlich sind die Fälle nach Geschlecht 
und Altersgruppen zu melden, in denen das 
Jugendamt insbesondere nach § 8a Absatz 2 
Satz 1 oder § 42 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 
das Familiengericht anruft, weil es dessen 
Tätigwerden für erforderlich hält.“ 

Absatz 7 wird wie folgt geändert: 
Nummer 1 wird wie folgt geändert: 
Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 
„a) der Art, Rechtsform und 
Verbandszugehörigkeit des Trägers sowie 
besonderen Merkmalen,“. 
In Buchstabe c wird das Wort „sowie“ 
gestrichen. 
Folgende Buchstaben e und f werden 
angefügt: 
„e) Anzahl der Schließtage an Werktagen im 
vorangegangenen Jahr 
sowie  
f) Öffnungszeiten,“. 

Absatz 7 wird wie folgt geändert: 
Nummer 1 wird wie folgt geändert: Buchstabe 
a wird wie folgt gefasst:  
„a) der Art und Rechtsform des Trägers 
sowie bei Trägern der freien Jugendhilfe 
deren Verbandszugehörigkeit sowie 
besonderen Merkmalen,“.  
In Buchstabe c wird das Wort „sowie“ 
gestrichen.  
Folgende Buchstaben e und f werden 
angefügt:  
„e) Anzahl der Schließtage an regulären 
Öffnungstagen im vorangegangenen Jahr 
sowie  
f) Öffnungszeiten,“. 

Nummer 3 wird wie folgt geändert. 
Nach Buchstabe b wird folgender Buchstabe 
c eingefügt: 
„c) Deutsch als in der Familie vorrangig 
gesprochene Sprache,“. 
 

Nummer 3 wird wie folgt geändert. Buchstabe 
b wird wie folgt gefasst:  
„b) ausländische Herkunft mindestens eines 
Elternteils,“.  
Nach Buchstabe b wird folgender Buchstabe 
c eingefügt:  
„c) Deutsch als in der Familie vorrangig 
gesprochene Sprache,“.  
  

Absatz 7a wird wie folgt geändert: 
In Nummer 1 Buchstabe b werden nach dem 
Wort „Qualifikation,“ die Wörter 
„höchster allgemeinbildender 
Schulabschluss, höchster beruflicher 
Ausbildungs- 
und Hochschulabschluss,“ eingefügt. 
Nummer 2 wird wie folgt geändert: 
 

Absatz 7a wird wie folgt geändert: 
In Nummer 1 Buchstabe b werden nach dem 
Wort „Qualifikation,“ die Wörter „höchster 
allgemeinbildender Schulabschluss, höchster 
beruflicher Ausbil-dungs- und 
Hochschulabschluss,“ eingefügt.  
Nummer 2 wird wie folgt geändert: Buchstabe 
b wird wie folgt gefasst:  
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„b) ausländische Herkunft mindestens eines 
Elternteils,“.  

Absatz 8 wird wie folgt geändert: 
Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 
„1. Art, Rechtsform und 
Verbandszugehörigkeit des Trägers,“. 
In Nummer 4 werden die Wörter „Geschlecht 
und Alter“ durch die Wörter 
„Geschlechterverteilung 
und Altersgruppen“ ersetzt. 

Absatz 8 wird wie folgt geändert:  
Nummer 1 wird wie folgt gefasst:  
„1. Art und Rechtsform des Trägers sowie bei 
Trägern der freien Jugendhilfe deren 
Verbandszugehörigkeit,“.  
Nummer 3 wird wie folgt gefasst:  
„3. Art der Beschäftigung und Tätigkeit der 
bei der Durchführung des Angebots tätigen 
Personen sowie, mit Ausnahme der 
sonstigen pädagogisch tätigen Personen, 
deren Altersgruppe und Geschlecht,“.  
 
Nummer 4 wird wie folgt gefasst:  
„4. Zahl der Teilnehmenden und der 
Besucher sowie, mit Ausnahme von Festen, 
Feiern, Konzerten, Sportveranstaltungen und 
sonstigen Veranstaltungen, deren Geschlecht 
und Altersgruppe,“. 

§ 102 wird wie folgt geändert: 
In Absatz 2 Nummer 8 wird die Angabe „und 
9“ gestrichen. 
In Absatz 3 werden die Wörter „§ 99 Absatz 
1, 2, 3, 7, 8 und 9“ durch die Wörter 
„§ 99 Absatz 1, 3, 7, 8 und 9“ ersetzt. 

§ 102 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
In Nummer 8 wird die Angabe „und 9“ 
gestrichen. 
Nummer 9 wird wie folgt gefasst: 
„§ 99 Absatz 3 Nummer 2 Buchstabe b und 
Absatz 4 und 5 sind zum 31. Dezember,“. 
cc) Nach Nummer 12 werden ein Komma 
und folgende Nummer 13 angefügt: 
„§ 99 Absatz 9 sind zum 15. Dezember zu 
erteilen.“ 
In Absatz 3 werden die Wörter „§ 99 Absatz 
1, 2, 3, 7, 8 und 9“ durch die Wörter 
„§ 99 Absatz 1, 3, 7, 8 und 9“ ersetzt. 

§ 103 wird wie folgt geändert: 
a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 
angefügt: 
„Bei der Veröffentlichung der Ergebnisse auf 
der Ebene des Bundes sowie der 
Länder dürfen Tabellen mit statistischen 
Ergebnissen auch dann veröffentlicht und 
übermittelt werden, wenn Tabellenfelder nur 
einen einzigen Fall ausweisen.“ 
b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 
„(4) Die statistischen Landesämter 
übermitteln die erhobenen Einzeldaten auf 
Anforderung an das Statistische Bundesamt.“ 

§ 103 wird folgender Absatz 4 angefügt:  
„(4) Die statistischen Landesämter 
übermitteln die erhobenen Einzeldaten auf 
Anforderung an das Statistische Bundesamt.“  
 

 In der Überschrift des Elften Kapitels werden 
dem Wort „Schlussvorschriften“ die Wörter 
„Übergangs- und“ vorangestellt.  
§ 106 wird folgender § 107 angefügt:  
 

 „§ 107  
Übergangsregelung  
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(1) Das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend begleitet und 
untersucht 1. bis zum Inkrafttreten von § 10b 
am 1. Januar 2024 sowie  
2. bis zum Inkrafttreten von § 10 Absatz 4 
Satz 1 und 2 am 1. Januar 2028 die 
Umsetzung der für die Ausführung dieser 
Regelungen jeweils notwendigen Maß-
nahmen in den Ländern. Bei der 
Untersuchung nach Satz 1 Nummer 2 findet 
das Bundesgesetz nach § 10 Absatz 4 Satz 3 
ab dem Zeitpunkt seiner Verkündung, die als 
Bedingung für das Inkrafttreten von § 10 
Absatz 4 Satz 1 und 2 spätestens bis zum 1. 
Januar 2027 erfolgen muss, besondere 
Berücksichtigung.  
(2) Das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend untersucht in 
den Jahren 2022 bis 2024 die rechtlichen 
Wirkungen von § 10 Absatz 4 und legt dem 
Bundestag und dem Bundesrat bis zum 31. 
Dezember 2024 einen Bericht über das 
Ergebnis der Untersuchung vor. Dabei sollen 
insbesondere die gesetzlichen Festlegungen 
des Achten und Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch 1. zur Bestimmung des 
leistungsberechtigten Personenkreises,  
2. zur Bestimmung von Art und Umfang der 
Leistungen,  
3. zur Ausgestaltung der Kostenbeteiligung 
bei diesen Leistungen und  
4. zur Ausgestaltung des Verfahrens  
untersucht werden mit dem Ziel, den 
leistungsberechtigten Personenkreis, Art und 
Umfang der Leistungen sowie den Umfang 
der Kostenbeteiligung für die hierzu 
Verpflichteten nach dem am 1. Januar 2023 
für die Eingliederungshilfe geltenden Recht 
beizu-behalten, insbesondere einerseits 
keine Verschlechterungen für 
leistungsberechtigte oder 
kostenbeitragspflichtige Personen und 
andererseits keine Ausweitung des  
Kreises der Leistungsberechtigten sowie des 
Leistungsumfangs im Vergleich zur 
Rechtslage am 1. Januar 2023 
herbeizuführen, sowie Hinweise auf die zu 
bestimmenden Inhalte des Bundesgesetzes 
nach § 10 Absatz 4 Satz 3 zu geben.  
(3) Soweit das Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend Dritte 
in die Durchführung der Untersuchungen 
nach Absatz 1 und Absatz 2 einbezieht, 
beteiligt es hierzu vorab die Länder.“  

Artikel 2 Artikel 2  
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Änderung des Gesetzes zur Kooperation 
und Information im Kinderschutz 
Das Gesetz zur Kooperation und Information 
im Kinderschutz vom 22. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 2975), das zuletzt durch Artikel 20 
Absatz 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 
2016 (BGBl. I S. 3234) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 
1. In § 3 Absatz 2 werden nach den Wörtern 
„soziale Beziehungen“ ein Komma und das 
Wort „Mehrgenerationenhäuser“ eingefügt. 

Änderung des Gesetzes zur Kooperation 
und Information im Kinderschutz  
Das Gesetz zur Kooperation und Information 
im Kinderschutz vom 22. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 2975), das zuletzt durch Artikel 20 
Absatz 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 
2016 (BGBl. I S. 3234) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:  
1. In § 3 Absatz 2 werden die Wörter 
„Einrichtungen und Dienste, mit denen 
Verträge nach § 76 Absatz 1 des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch“ durch die Wörter 
„Leistungserbringer, mit denen Verträge nach 
§ 125 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 
bestehen“ ersetzt und nach den Wörtern 
„soziale Beziehungen“ ein Komma und das 
Wort „Mehrgenerationenhäuser“ eingefügt.  
 

(4) Wird das Jugendamt von einer in Absatz 
1 Satz 1 Nummer 1 genannten Person 
informiert, soll es dieser Person zeitnah eine 
Rückmeldung geben, ob es die gewichtigen 
Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls 
des Kindes oder Jugendlichen 
bestätigt sieht und ob es zum Schutz des 
Kindes oder Jugendlichen tätig geworden ist 
und noch tätig ist. 
 

(4) Wird das Jugendamt von einer in Absatz 
1 Satz 1 genannten Person informiert, soll es 
dieser Person zeitnah eine Rückmeldung 
geben, ob es die gewichtigen Anhaltspunkte 
für die Gefährdung des Wohls des Kindes 
oder Jugendlichen bestätigt sieht und ob es 
zum Schutz des Kindes oder Jugendlichen 
tätig geworden ist und noch tätig ist. Hierauf 
sind die Betroffenen vorab hinzuweisen, es 
sei denn, dass damit der wirksame Schutz 
des Kindes oder des Jugendlichen in Frage 
gestellt wird.  

(5) Die Absätze 1 und 3 gelten entsprechend 
für nicht in Absatz 1 genannte 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Stellen, 
die dem Sozialgeheimnis nach § 35 Absatz 
1 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 
unterliegen. 

(5) Die Absätze 1 und 3 gelten entsprechend 
für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von 
Zollbehörden.  
 

§ 5 Zusammenwirken von 
Strafverfolgungsbehörden und Jugendamt 
(1) Werden in einem Strafverfahren 
Anhaltspunkte für die erhebliche Gefährdung 
des Wohls eines Kindes oder eines 
Jugendlichen bekannt, informiert die 
Strafverfolgungsbehörde oder das Gericht 
das Jugendamt und teilt die aus Sicht der 
übermittelnden Stelle zur Abwendung der 
erheblichen Gefährdung erforderlichen Daten 
und Tatsachen mit. § 4 Absatz 3 gilt 
entsprechend. 
(2) Anhaltspunkte für eine erhebliche 
Gefährdung können insbesondere dann 
vorliegen, wenn gegen eine Person, die mit 
einem Minderjährigen in häuslicher 
Gemeinschaft lebt, der Verdacht besteht, 
eine Straftat nach den §§ 171, 174, 176 bis 
180, 182, 184b bis 184e, 225, 232 bis 233a, 

§ 5 Zusammenwirken von 
Strafverfolgungsbehörden und Jugendamt  
(1) Werden in einem Strafverfahren 
gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung 
des Wohls eines Kindes oder eines 
Jugendlichen bekannt, informiert die 
Strafverfolgungsbehörde oder das Gericht 
das Jugendamt und übermittelt die zur 
Einschätzung des Gefährdungsrisikos 
erforderlichen Daten. § 4 Absatz 3 gilt 
entsprechend.  
(2) Gewichtige Anhaltspunkte für eine 
Gefährdung können insbesondere dann 
vorliegen, wenn gegen eine Person, die mit 
einem Kind oder Jugendlichen in häuslicher 
Gemeinschaft lebt oder die regelmäßig 
Umgang mit ihm hat oder haben wird, der 
Verdacht besteht, eine Straftat nach den §§ 
171, 174, 176 bis 180, 182, 184b bis 184e, 
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234, 235 oder 236 des Strafgesetzbuchs 
begangen zu haben.“ 

225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des 
Strafgesetzbuchs begangen zu haben.“  
 

  
Artikel 3  
Änderung des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch 
 

Artikel 3  
Änderung des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch  
§ 120 wird wie folgt geändert: a) In Absatz 1 
Satz 1 werden die Wörter „nach § 87 Absatz 
2a Satz 13“ durch die Wörter „nach § 87 
Absatz 2a Satz 14“ ersetzt.  
b) In Absatz 2 Satz 7 werden die Wörter 
„nach § 87 Absatz 2a Satz 26“ durch die 
Wörter „nach § 87 Absatz 2a Satz 27“ 
ersetzt.  
 

§ 140h Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
„Sie setzt sich bei der Wahrnehmung dieser 
Aufgabe dafür ein, dass unterschiedliche 
Lebensbedingungen und Bedürfnisse von 
Frauen und Männern sowie von Mädchen 
und Jungen beachtet werden und dass in der 
medizinischen Versorgung sowie in der 
Forschung alters- und geschlechtsspezifische 
Aspekte berücksichtigt werden.“ 

 

Artikel 6  
Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
Dem § 1696 wird folgender Absatz 3 
angefügt: 
„(3) Eine Anordnung nach § 1632 Absatz 4 ist 
auf Antrag der Eltern aufzuheben, wenn 
1. die Wegnahme des Kindes von der 
Pflegeperson das Kindeswohl nicht gefährdet 
oder 
2. der Gefährdung des Kindeswohls 
innerhalb eines im Hinblick auf die 
Entwicklung des Kindes vertretbaren 
Zeitraums auf andere Weise, auch durch 
öffentliche Hilfen anlässlich seiner 
Rückführung zu den Eltern, begegnet werden 
kann.“ 

Artikel 6  
Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs  
Dem § 1696 wird folgender Absatz 3 
angefügt:  
(3) „Eine Anordnung nach § 1632 Absatz 4 ist 
auf Antrag der Eltern aufzuheben, wenn die 
Wegnahme des Kindes von der Pflegeperson 
das Kindeswohl nicht gefährdet.“  
 

Artikel 9 
Übergangsregelung 
(1) Das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend begleitet und 
untersucht 
1. bis zum Inkrafttreten von Artikel 1 Nummer 
13 sowie 
2. bis zum Inkrafttreten von Artikel 1 Nummer 
11 
die Umsetzung der für die Ausführung dieser 
Regelungen jeweils notwendigen 
Maßnahmen 
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in den Ländern. Bei der Untersuchung nach 
Satz 1 Nummer 2 findet das Bundesgesetz 
nach § 10 Absatz 4 Satz 3 ab dem Zeitpunkt 
seiner Verkündung besondere 
Berücksichtigung. 
(2) Das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend untersucht in 
den Jahren 2022 bis 2024 die rechtlichen 
Wirkungen von Artikel 1 Nummer 11 und legt 
dem 
Bundestag und dem Bundesrat bis zum 31. 
Dezember 2024 einen Bericht über das 
Ergebnis 
der Untersuchung vor. Dabei sollen 
insbesondere die gesetzlichen Festlegungen 
des 
Achten und Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch 
1. zur Bestimmung des leistungsberechtigten 
Personenkreises 
2. zur Bestimmung von Art und Umfang der 
Leistungen und 
3. zur Ausgestaltung der Kostenbeteiligung 
bei diesen Leistungen und 
4. zur Ausgestaltung des Verfahrens 
untersucht werden mit dem Ziel, den 
leistungsberechtigten Personenkreis, Art und 
Umfang 
der Leistungen sowie den Umfang der 
Kostenbeteiligung für die hierzu 
Verpflichteten nach 
dem am 1. Januar 2023 für die 
Eingliederungshilfe geltenden Recht 
beizubehalten, insbesondere 
einerseits keine Verschlechterungen für 
leistungsberechtigte oder 
kostenbeitragspflichtige 
Personen und andererseits keine Ausweitung 
des Kreises der Leistungsberechtigten 
sowie des Leistungsumfangs im Vergleich 
zur Rechtslage am 1. Januar 2023 
herbeizuführen, 
sowie Hinweise auf die zu bestimmenden 
Inhalte des Bundesgesetzes nach Artikel 
1 Nummer 11 § 10 Absatz 4 Satz 3 zu geben. 
  
Artikel 10 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der 
Absätze 2 und 3 am Tag nach der 
Verkündung in Kraft. 
(2) Artikel 1 Nummer 13 tritt am 1. Januar 
2024 in Kraft. 
(3) Artikel 1 Nummer 11 tritt am 1. Januar 
2028 in Kraft, wenn bis zum 1. Januar 2027 

Artikel 9  
Inkrafttreten, Außerkrafttreten  
(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der 
Absätze 2 bis 6 am Tag nach der 
Verkündung in Kraft.  
(2) Artikel 1 Nummer 14 tritt am 1. Januar 
2024 in Kraft.  
(3) Artikel 1 Nummer 12 tritt am 1. Januar 
2028 in Kraft, wenn bis zum 1. Januar 2027 
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das Bundesgesetz nach Artikel 1 Nummer 11 
§ 10 Absatz 4 Satz 3 verkündet wurde. 
(4) Artikel 1 Nummer 13 tritt am 1. Januar 
2028 außer Kraft. 

ein Bundesgesetz nach Artikel 1 Nummer 12 
§ 10 Absatz 4 Satz 3 verkündet wurde.  
(4) Artikel 1 Nummer 13 § 10a Absatz 3 und 
Nummer 14 tritt am 1. Januar 2028 außer 
Kraft.  
(5) Artikel 1 Nummer 58 Buchstabe j tritt am 
1. Januar 2022 in Kraft.  
(6) Artikel 1 Nummer 58 Buchstabe i tritt am 
1. Januar 2023 in Kraft.  
 

06.12.2020 NMF  
 


